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Forschen im Dienste des Krieges? 

gewerkschaft  
erziehung und Wissenschaft   

mit der Entwicklung von Zyklon B den Massenmord in den Kon-
zentrati onslagern. Angeblich im Dienste der Wissenschaft  wurden 
Häft linge in medizinischen Experimenten zu Tode gequält. Die Wis-
senschaft  lieferte dem Nati onalsozialismus mit der Rassenkunde die 
Legimitati on und mit der Rüstungsforschung die technischen Mitt el 
für einen beispiellosen Vernichtungskrieg. 

Kein Platz für Rüstungsforschung 
Vor diesem Hintergrund trägt die deutsche Wissenschaft  eine 
besondere Verantwortung für die Aufarbeitung ihrer historischen 
Rolle, aber auch für ihren heuti gen Umgang mit militärischer For-
schung. Sie muss für ihre Unabhängigkeit von industriellen und mi-
litärischen Interessen kämpfen. Denn auch heute sind mit Rüstungs-
geschäft en große Gewinne zu machen, und die Rüstungsforschung 
macht vor den Toren der öff entlichen Hochschulen keinen Halt. Erst 
Ende vergangenen Jahres brachten Recherchen des Norddeutschen 
Rundfunks und der Süddeutschen Zeitung Kooperati onen der deut-
schen Wissenschaft  mit dem Pentagon ans Licht, in deren Rahmen 
das US-Verteidigungsministerium mehr als zehn Millionen Dollar in 
Forschungsprojekte an mindestens 22 deutschen Hochschulen und 
Forschungsinsti tuten investi ert hatt e. So erhielt etwa die Ludwig-
Maximilians-Universität München 2012 mehr als 470.000 Dollar 
vom Pentagon, um militärische Sprengstoff e weiterzuentwickeln. 
Das deutsche Verteidigungsministerium selbst hat in den vergange-
nen zehn Jahren über 46 Millionen Euro an 48 Hochschulen gezahlt.

Zivilklauseln unterstützen
Mehr als ein Dutzend Hochschulen in Deutschland haben sich 
inzwischen verpfl ichtet, auf militärische Forschung zu verzichten. Als 
jüngste kam Anfang dieses Jahres die Universität Freiburg dazu: 
Forschung, Lehre und Studium müssen hier künft ig auf friedliche 
Ziele ausgerichtet sein, so hat es der Universitäts-Senat beschlossen. 
Das Rektorat wird jährlich darüber berichten, ob die Zivilklausel auch 
eingehalten wird. Transparenz ist wichti g: Nur wenn öff entlich ist, 
woran geforscht wird, können sich Wissenschaft  und Öff entlichkeit 
auch kriti sch hiermit auseinandersetzen. Die Gewerkschaft  Erziehung 
und Wissenschaft  (GEW) fordert, dass alle militärischen Forschungs-
projekte off en gelegt werden. Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen sollten die Folgen ihrer Forschung refl ekti eren. Initi ati ven für 
Zivilklauseln, die sich für eine Wissenschaft  im Dienste des Friedens 
einsetzen, können auf die Unterstützung der GEW zählen. 

Sonja Staack ist Chemikerin und arbeitet als referenti n 
für Hochschule und Forschung beim GEW­Hauptvorstand. 

// Vor 100 Jahren begann der erste, vor 75 Jahren der 
Zweite Weltkrieg. Der Beitrag der deutschen Rüstungs­
forschung ist aus beiden Kriegen nicht weg zu denken. 
das gedenkjahr 2014 ist deshalb nicht nur für histori-
sche Fakultäten interessant. Im Gegenteil: Es ist eine 
zentrale aufgabe der Wissenschaft  insgesamt, sich mit 
ihrer Ver antwortung damals und heute auseinanderzu­
setzen. //

Noch im Sommer 1914, wenige Wochen nach Kriegsbeginn, begann 
der deutsche Chemiker Fritz Haber an Gift gasen zu forschen. In 
einer Kommission des Kriegsministeriums wurde er von zahlreichen 
namhaft en Wissenschaft lern unterstützt, die allesamt ihr Wissen 
und Können in den Dienst des Krieges stellten. Seine Frau Clara 
Immerwahr-Haber, die erste in Deutschland promovierte Chemike-
rin, protesti erte gegen die Forschung ihres Mannes, die sie als Per-
version der Wissenschaft  bezeichnete – ohne Erfolg. Im April 1915 
setzte Deutschland das erste Mal Gift gas ein. Fritz Haber war selbst 
vor Ort, als mehrere Tausend Menschen in der Chlorgaswolke star-
ben. Er begann gleich danach mit der Vorbereitung des nächsten 
Angriff es. In der Nacht vor seiner erneuten Abreise erschoss sich 
Clara Immerwahr-Haber mit der Dienstwaff e ihres Mannes. 

gift gas – der unsichtbare tod
Fritz Haber war Professor und Direktor des damaligen Kaiser-
Wilhelm-Insti tutes für physikalische Chemie in Berlin, arbeitete eng 
mit den Badischen Anilin- und Sodafabriken (BASF) zusammen, de-
nen er auch Patente aus seiner Forschung überließ, und wurde auf-
grund seiner engen Kooperati on mit dem Militär zum Hauptmann 
der Reserve befördert. Wissenschaft , Industrie und Militär – nicht 
nur in der Forschungstäti gkeit Habers bildeten diese Bereiche einen 
unaufl ösbaren Komplex.  Seine Forschungsergebnisse brachten 
Haber wissenschaft liche Anerkennung und einen Nobelpreis; der 
chemischen Industrie ungeahnte Gewinne; dem deutschen Kaiser-
reich militärische Erfolge und tausenden Menschen den Tod. Das 
von ihm geleitete Insti tut in Berlin trägt noch heute seinen Namen. 
1933 trat Haber, der aus einer jüdischen Familie stammte, von 
der Insti tutsleitung zurück, als von ihm verlangt wurde jüdische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu entlassen. Die chemische 
Industrie hatt e sich indessen in der I.G. Farben zu einem mächti gen 
Interessenverband zusammengeschlossen und wurde zum wichti gs-
ten Einzelfi nanzier der NSDAP. Schon der Vier-Jahres-Plan von 1936, 
der Deutschland in vier Jahren kriegsfähig machen sollte, war unter 
maßgeblicher Mitwirkung der I.G. Farben entstanden. Forscherin-
nen und Forscher arbeiteten weiter an Gift gasen und ermöglichten 

Editorial

Für alle, die schon sehnsüchti g 
darauf gewartet haben, und auch 
für die, die unser Blatt  zum ersten 
Mal in Händen halten, kommt hier 
die erste read.me Ausgabe 2014.

Dieses Mal, 100 Jahre nach dem 
Beginn des Ersten Weltkriegs, er-
warten euch Arti kel und Refl exionen 
rund um das Thema Wissenschaft  
in gesellschaft licher Verantwortung. 
Gemeinsam gehen wir Fragen nach 
dem Beitrag von Forschung zur Stabi-
lisierung gesellschaft licher (Macht-)
Verhältnisse und zur Destabilisierung 
individueller Handlungsmacht nach. 
Welche Bedeutung hat eine von wirt-
schaft lichen und militärischen Inter-
essen (un-)abhängige Forschung und 
Lehre? Trotz dem Bekenntnis vieler 
Hochschulen zu friedlicher Forschung 
und Lehre und der Verabschiedung 
von Zivilklauseln ist der Weg zu einer 
friedlichen Hochschule noch weit. 
Dass auch die militärische Nutzbar-
keit geistes- und gesellschaft swis-
senschaft licher Forschung eine Rolle 
spielt zeigt, dass ein Ausweg nur 
gemeinsam zu fi nden sein wird.

In diesem Sinne, macht‘s weiter ge-
meinsam statt  einsam, schließt euch 
zusammen, organisiert euch, nehmt 
euch Zeit und Raum zum Denken & 
Handeln.

Eure Redakti on
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Verantwortung der Wissenschaft 



2 read.me – Zeitung für Studierende

Zur Verzerrung der Hochschul­
finanzierung durch Drittmittel

auf etwa 20 top-gerankte Universitäten (von knapp 
über 100). Diese Top-20 wiederum teilen 80 Prozent 
der Mittel aus der Exzellenzinitiative (2,4 Mrd. Euro in 
der gegenwärtigen Förderrunde), die haushaltstech-
nisch ebenfalls als Drittmittel verbucht werden, unter 
sich auf. Es findet also ein Kumulationseffekt ‚nach 
oben‘ statt. In der Wissenschaftsforschung ist dieser 
als Matthäus-Effekt oder Thomas-Theorem bekannt. 
Entsprechend dem Thomas-Theorem werden Anträge 
auf Förderung tendenziell immer im Verhältnis zum 
Umfang vergangener Fördersummen der gleichen 
Fachbereiche oder Lehrstühle beurteilt; einfacher ge-
sagt: wer viel bekam, wird auch künftig viel oder mehr 
erhalten. Dies ist ein statistischer Mengeneffekt, der 
sich gegenüber einer wissenschaftlichen Beurteilung 
auch verselbständigen kann. Man sollte sich daher von 
der Hochleistungsrhetorik um „Forschungsexzellenz“, 
die mit dem Drittmittel-Sektor verbunden ist, nicht 
unbedingt beeindrucken lassen – zumal die Fächer 
und Hochschulen, die nicht diese Mengen akkumulie-
ren, rein von ihren defizitären materiellen Ausstat-
tungs- und Leistungsbedingungen her so gut wie keine 
Chance haben zu der Top-Liga jemals aufzuholen: self 
fullfilling prophecy. 

Wissenschaft auf Abruf 
Diese Unverhältnismäßigkeit erzeugt eine Kettenre-
aktion weiterer Probleme und Deformationen. Die 
Tatsache etwa, dass immer größere Budgetanteile der 
Hochschulen im Rahmen von Drittmittel-Projekten nur 
noch befristet vergeben werden, hat auch zur Aus-
uferung von Fristverträgen für die wissenschaftlichen 
MitarbeiterInnen – bis an die Grenze der Prekarität 
– erheblich beigetragen. 2011 etwa waren 38 Prozent 
aller wissenschaftlichen MitarbeiterInnen drittmittelfi-
nanziert. Viele von diesen werden allerdings mangels 
anderer Finanzressourcen in der grundständigen 
Lehre eingeplant, d. h. für die gesetzlichen Aufgaben 
der Hochschulen, für welche die Drittmittelförderung 
ursprünglich gar nicht vorgesehen war. Zusätzlich wer-
den die Personalengpässe verschärft, da immer grö-
ßere Arbeitsressourcen auch des wissenschaftlichen 
Personals für (Drittmittel-) Antragsstellung, Mittelver-
waltung und Leistungsdokumentation gebunden sind. 

Da zudem immer weniger Anträge erfolgreich sind 
(s.o.) – in der ersten Runde der Exzellenzinitiative 2006 
– 2011 betrug die Ablehnungsquote gar 89 Prozent – 
wird immer größerer (vergeblicher) Arbeitsaufwand 
den eigentlichen gesetzlichen Aufgaben in Forschung 
und Lehre entzogen. Ein Teufelskreis.

Umbau überfällig 
Damit ist zugleich gesagt, dass bloße Herumflickerei-
en an den bestehenden Strukturen oder befristete 
Sonderprogramme (Hochschulpakt), um die größten 
Löcher zu stopfen, nicht ausreichen werden. Eine 
Systemreform der Hochschulfinanzierung ist über-
dringlich. Erstens muss die Grundfinanzierung der 
Hochschule aus öffentlichen Mittel deutlich aufge-
stockt werden. Diese Grundfinanzierung erfolgt grund-
sätzlich zuwachsorientiert in Relation zur Auslastung 
bzw. zur wachsenden gesellschaftlich Beanspruchung 
des Hochschulsystems. Dies ist auch eine zwingende 
Konsequenz des Übergangs zur  ‚Wissensgesellschaft‘, 
in der die relevanten gesellschaftlichen Qualifikatio-
nen zunehmend wissensintensiv und wissenschafts-
basiert sind. Allein dies erfordert einen neuen Schub 
an sozialer Öffnung der Hochschulen. Zweitens: Die 
gesetzlichen (‚grundständigen‘) Daueraufgaben der 
Hochschulen in Studium, Forschung und Lehre müssen 
durch diese kalkulierbare staatliche Grundfinanzie-
rung (Grundmittel) abgesichert werden. Das ist die 
entscheidende Voraussetzung zur Sicherung einer 
Mindestqualität wissenschaftlicher Arbeitsverhältnis-
se, von der wiederum die gesellschaftliche Relevanz 
(‚Qualität‘) der erbrachten Leistungen abhängt. Dritt-
mittelförderung sollte sich künftig auf  befristete und 
komplementäre Projekte jenseits dieser grundständi-
gen gesetzlichen Aufgaben beschränken.

Torsten Bultmann  
ist politischer Geschäftsführer  
des Bundes demokratischer  
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.  

Weitere Infos unter: 
www.bdwi.de 

// Dass die Grundfinanzierung der deutschen 
Hochschulen seit mehr als zwei Jahrzehnten 
strukturell unzureichend ist, darf als bekannt 
vorausgesetzt werden. Das ist jedoch nur die 
halbe Wahrheit. Erhebliche Zuwächse waren 
auf dem Feld der Drittmittelfinanzierung zu 
verzeichnen, in deren Rahmen in der Regel 
befristete Forschungsprojekte gefördert 
werden. Damit kann jedoch die Finanznot  
der Hochschulen nicht kompensiert werden; 
schon deswegen nicht, weil Drittmittel extrem 
ungleich verteilt sind und sich ihre Masse an 
wenigen Uni-Standorten konzentriert. //

Größte Förderorganisation ist die staatlich finanzierte 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG). Diese wen-
dete sich Ende Oktober mit einer Art Alarmruf an die 
Öffentlichkeit: „Vor allem die Knappheit der Grundmit-
tel erhöht den Druck zur Einwerbung von Drittmitteln 
und verschärft die Konkurrenz um Fördergelder. Das 
hat erhebliche Folgen für die DFG – sie wird faktisch 
immer weiter in die Rolle eines Grundfinanziers von 
Forschung gedrängt“, was nicht ihre Aufgabe ist. Die 
Folge davon: die Zahl der positiven Antragsbewilligun-
gen sinkt. In der Einzelförderung etwa wurden 2009 
47 Prozent aller Neuanträge bewilligt, 2012 nur gut 32 
Prozent. Um die Größenordnung zu verdeutlichen: um 
2010 betrug der Umfang der Drittmittel etwa 5,3 Mrd. 
Euro im Verhältnis zu etwa 20 Mrd. Grundmittel für die 
eigentlichen gesetzlichen Aufgaben der Hochschulen. 
Dem entspricht eine Steigerung der Drittmittel um 100 
Prozent in zehn Jahren, während die Grundmittel im 
gleichen Zeitraum nur um 23 Prozent wuchsen. Setzt 
man die geringere Steigerung in ein Verhältnis zur 
wachsenden gesellschaftlichen Beanspruchung der 
Hochschulen, etwa zu den Studierendenzahlen, läuft 
dies eher auf Stagnation oder geringfügige Schrump-
fung hinaus.

Projekt Ungleichheit 
25 Prozent des Gesamtbudgets der Hochschulen sind 
also mittlerweile Drittmittel (1994: 14 Prozent). Diese 
verteilen sich aber, wie angedeutet, nicht gleichmä-
ßig. 60 Prozent aller Drittmittel konzentrieren sich 

Fo
to

: z
pl

us
z

Das Matthäus-Prinzip
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// Aus der Kritik der wissenschaftlichen 
Mainstream-Psychologie („Subjekte existieren 
zwar im Plural, aber nicht im Durchschnitt“) 
entwickelte Klaus Holzkamp eine eigene 
psychologische Schule, die Kritische Psycholo­
gie. Diese hat zum Gegenstand, den Menschen 
als gesellschaftliches Subjekt zu untersuchen 
und ihn zu befähigen, die eigene Position und 
Lage zu verstehen und daraus reflektiertere 
Handlungsfähigkeit zu erlangen. Felix Blind, 
Eric Sacher und Eileen Wengemuth versuchen 
eine Einführung in den Begriff der Handlungs­
fähigkeit aus der Kritischen Psychologie. //

„Alternativlos“ war das Unwort des Jahres 2010. Es 
suggeriert das vollständige Fehlen von Handlungsmög-
lichkeiten innerhalb eines Entscheidungsprozesses und 
steht exemplarisch für die „Basta-Politik“ des Neolibe-
ralismus. Beispielsweise stattete Angela Merkel viele 
ihrer Stellungnahmen, vor allem zur Europäischen 
Sparpolitik, mit diesem mächtigen Adjektiv aus, um 
ihre Politik durchzusetzen. Auch auf der Ebene indivi-
dueller Entscheidungen hat sich bei vielen Menschen 
eine Art Resignation gegenüber den mangelnden 
Handlungsoptionen in der kapitalistischen Gesellschaft 
eingestellt – ganz zu schweigen von der Vorstellbarkeit 
alternativer politischer Systeme.

Gegen den Strom schwimmen
Die Kritische Psychologie richtet sich seit den frühen 
80er Jahren des 20. Jahrhunderts, nahezu unbeachtet 
vom wissenschaftlichen Mainstream, gegen genau 
diese wahrgenommene Einschränkung von Handlungs-
alternativen und argumentiert, dass auf individueller 
Ebene die freien emanzipatorische Entscheidungen 
immer eine Option darstellen, ohne jedoch dabei 

strukturelle Handlungseinschränkungen außer Acht 
zu lassen und gesellschaftliche Missstände zu indi-
vidualisieren. Von Klaus Holzkamp, dem Begründer 
der Kritischen Psychologie und ehemaligen Leiter des 
Psychologischen Instituts an der FU Berlin, stammt das 
Zitat: „Wissenschaft ist ein prinzipielles Gegen-den-
Strom-Schwimmen, dabei vor allem auch gegen den 
Strom der eigenen Vorurteile, und in der bürgerlichen 
Gesellschaft zudem gegen die eigene Tendenz zum 
sich-Korrumpieren-Lassen und Klein-Beigeben gegen-
über den herrschenden Kräften, denen die Erkennt-
nisse gegen den Strich gehen, die ihren Herrschaftsan-
spruch gefährden könnten.“
Die gängige psychologische Forschung beschreibt 
menschliches Verhalten in einem Ursache-Wirkungs-
Zusammenhang, d. h. das Verhalten wird als eine 
Auswirkung von bestimmten Faktoren (z. B. genetische 
Veranlagung oder Umweltreize) dargestellt. Die 
Kritische Psychologie stellt dieser Ansicht das Konzept 
eines Bedeutungs-Begründungs-Zusammenhangs 
entgegen. Innerhalb dieses Zusammenhangs wird die 
aktive Auseinandersetzung des handelnden Subjekts 
mit seiner Umwelt anerkannt, d. h. die handelnde 
Person setzt sich zu ihrer Umwelt in Beziehung und 
kommt so zu einer Entscheidung, die funktional auf 
die individuellen Beweggründe zurückzuführen ist. Das 
lässt sich an einem Beispiel verdeutlichen:
Ein 32-jähriger alleinstehender Büroangestellter ist 
aufgrund seiner Arbeitssituation verzweifelt. Er hat 
bereits zwei Abmahnungen von seinem Chef wegen 
angeblich mangelnder Motivation erhalten und läuft 
Gefahr seinen Arbeitsplatz zu verlieren, wenn er nicht 
die von seinem Vorgesetzten verlangten täglichen 
Überstunden ableistet. Laut Aussage des Chefs gibt es 
genug Bewerber, die bereit wären, diese geforder-
ten Leistungen zu erbringen. Sein Leben ist geprägt 

von Antriebslosigkeit, gesteigerter Reizbarkeit und 
Niedergeschlagenheit. Weil seine psychische Situation 
seinen beruflichen Erfolg gefährdet, sucht er eine 
Therapeutin auf.

Kooperativ Handeln
Eine gängige psychologische Erklärung wäre die Rück-
führung der Symptome auf bestimmte Dispositionen 
der Persönlichkeit, z.B. auf mangelnde Strategien zur 
Stressbewältigung oder auf ein Ungleichgewicht von 
Anforderungen und Ressourcen. Eine entsprechende
therapeutische Maßnahme wäre das Training solcher 
Bewältigungsstrategien.
Eine subjektwissenschaftliche Analyse, ein Erklärungs-
versuch aus Sicht der Kritischen Psychologie, würde 
versuchen zu verstehen, für welche Handlung sich 
der Betroffene, aus dem Wissen über seine Situation, 
begründet entscheidet. Es wäre möglich, dass die 
Symptome für den Betroffenen eine Möglichkeit 
darstellen, seine eingeschränkte Handlungsfähigkeit 
auszudrücken. In einer Arbeitswelt, in der zwischen-
menschliche Beziehungen vor allem im Kontext einer 
Kosten-Nutzen-Optimierung stattfinden, ist wenig 
Raum für kooperatives Handeln.
Geltung kann nur dadurch erlangt werden, dass man 
die eigene Situation auf Kosten anderer verbessert 
(zum Beispiel im Konkurrenzkampf um Arbeitsstel-
len oder Beförderungen). Wenn man diese Kosten 
nicht in Kauf nehmen will und gleichzeitig keine 
Alternativen sieht, kehrt besagte Resignation ein, 
die z. B. ein Grund für gesteigerte Reizbarkeit oder 
auch Niedergeschlagenheit sein könnte. Aus Sicht 
der Kritischen Psychologie gibt es zur Analyse der je 
subjektiven Begründung-Bedeutungszusammenhänge 
die begriffliche Unterscheidung von zwei grundsätzli-
chen Handlungsrichtungen. Holzkamp unterscheidet 
zwischen der „…Restriktive[n] Handlungsfähigkeit 
als individuell-unmittelbare Bedürfnisbefriedigung 
und [der] verallgemeinerte[n] Handlungsfähigkeit 
als gemeinsame Erweiterung der gesellschaftlichen 
Lebensmöglichkeiten.“

Möglichkeiten erweitern
Der Holzkamp’sche Begriff der verallgemeinerten 
Handlungsfähigkeit beschreibt eine der wesentlichs-
ten, den Menschen konstituierenden Eigenschaften – 
eine der Grundlagen für seine gesellschaftliche Natur. 
Angenommen der Angestellte begibt sich in eine 
therapeutische Behandlung, deren Ziel es ist, seine Ar-
beitsfähigkeit wiederherzustellen und ihm Mittel und 
Wege in die Hand gibt, um in zukünftigen Situationen 
bewältigend auf eine solche Behandlung zu reagieren, 
so ist das eine restriktive Handlung, weil sie der Befrie-
digung seiner unmittelbaren, individuellen Bedürfnisse 
(Bezahlung, Aufrechterhaltung seines gesellschaftli-
chen und beruflichen Status) dient. 
Eine verallgemeinerte Handlung wäre es, wenn er 
sich gemeinsam mit seinen Kollegen, insofern sie sich 
ebenfalls einer solchen Unterdrückung ausgesetzt se-
hen, in einer Gewerkschaft engagiert bzw. organisiert, 
um dem anhaltenden Druck von Seiten des Arbeitge-
bers im Sinne einer „gemeinsame[n] Erweiterung der 
gesellschaftlichen Lebensmöglichkeiten“ (vgl. oben) 
etwas entgegenzusetzen. Restriktive und verallgemei-
nerte Handlungsfähigkeit schließen sich jedoch nicht 
gegenseitig aus. Menschen sind in kapitalistischen 
Verhältnissen immer gezwungen, auch restriktiv zu 
handeln.
In einer Zeit, in der Konkurrenzfähigkeit zu gesell-
schaftlicher Geltung führt, liefert die Kritische Psycho-
logie Argumente dafür, dass es eben nicht ein Gegenei-
nander im Sinne eines fehl-interpretierten „survival of 
the fittest“, sondern Eigenschaften wie Kooperation 
waren, die uns zu dem gemacht haben, was wir sind: 
gesellschaftlich handelnde Menschen.

Felix Blind, Eric Sacher und Eileen Wengemuth  
engagieren sich in der Initiative Kritische Psychologie  
in Marburg.

Zum Weiterlesen:  
Morus Markard: Einführung in die Kritische Psychologie. 
Argument Verlag 2009

Handeln aus Sicht der  
Kritischen Psychologie
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Nicht nur, aber auch im Alltag funktionieren
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Eine Aufgabe (auch) für das Jahr 2014
// Von der Giftgas-Forschung im Ersten Welt­
krieg bis zu ballistischen Untersuchungen 
heutzutage wird Forschung für den Krieg 
betrieben. Doch es formiert sich durch die 
Zivilklauselbewegung zunehmend Widerstand 
gegen die militärische Forschungsförderung. 
Cornelia Mannewitz plädiert in ihrem Artikel 
für Widerstand gegen die Kriegsforschung. //

Das erste serienmäßig gebaute Jagdflugzeug, automa-
tisch gesteuerte Torpedos, Geschütze von bis zu 130 
Kilometern Reichweite: Erfindungen im und für den 
Ersten Weltkrieg. Der deutsche Chemiker Fritz Haber 
soll es als eine Sache der naturwissenschaftlichen 
Phantasie bezeichnet haben, wie man feindliche Solda-
ten töten könnte, wenn Geschosse an den Brustweh-
ren ihrer Schützengräben abprallten: mit Giftgas. 
Damals wie heute arbeiten Wissenschaftler/innen für 
den Krieg. Nur wird es manchmal nicht so genannt. An 
der LMU München wird eine ökologische Generation 
von Sprengstoffen entwickelt, anderswo beschäftigt 
man sich mit posttraumatischen Belastungsstörungen 
und fast alle deutschen Universitäten forschen an 
Komponenten für unbemannte Systeme, unter ande-
rem die profilgebenden Waffen der künftigen Kriege: 
Drohnen. 
Bis jetzt hat die Rolle Deutschlands in der Kriegsge-
schichte des 20. Jahrhunderts zumindest im Alltags-
diskurs noch nachgewirkt. Aber das Schuldbewusst-
sein soll den Deutschen gerade in diesem Jahr durch 
Bücher wie „Die Schlafwandler“ von Christopher Clark 
ausgetrieben werden und der Bundespräsident fordert 
erstmalig als Redner auf der Münchner „Sicherheits-
konferenz“, Deutschland müsse sich international 
„früher, entschiedener und substantieller“ einbringen. 
Bezogen auf die Wirtschaft heißt das im Koalitionsver-
trag so: „Der Bereich Sicherheits- und Verteidigungsin-
dustrie ist nicht nur aus wirtschaftlicher Sicht, sondern 
auch aus technologie- und sicherheitspolitischer Sicht 
von nationalem Interesse. Daher werden wir sicher-
stellen, dass Kernkompetenzen und Arbeitsplätze in 
Deutschland erhalten bleiben sowie Technologien und 

Fähigkeiten weiterentwickelt werden.“ Daraus dürften 
sich auch einige Aufgaben für die Forschung ergeben.

Militärische Forschungsförderung
Forschungsförderung durch das Pentagon, von der in 
den letzten Monaten viel die Rede war, ist besonders 
spektakulär. Über sie gerät aber leicht aus dem Blick
feld, wie aktiv das bundesdeutsche Militär forschen 
lässt: während der letzten zehn Jahre an fast fünfzig 
Hochschulen. Förderung kann sich auch in der Ein-
richtung von Stiftungsprofessuren ausdrücken: So 
sponsert man an der Uni Bonn eine Professur für 
Internationale Beziehungen und Völkerrecht, die – soll 
man sagen: bezeichnenderweise? – den Namen Henry 
Kissingers tragen soll; die Finanzierung teilen sich Bun-
desverteidigungsministerium (BMVg) und Auswärtiges 
Amt im Verhältnis 5:1. Bald werden übrigens auch von 
Deutschland aus vermehrt Aufträge ins Ausland gehen: 
Schon jetzt lässt das Bundesamt für Ausrüstung, 
Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr die 
Universität Bern ballistische Untersuchungen durch-
führen. 
Die deutsche Wissenschaftspolitik begünstigt diese 
Entwicklung. Drittmittel müssen die sinkende staatli-
che Grundfinanzierung ersetzen und werden gleich-
zeitig zum Kriterium für die Qualität von Forschungs-
projekten hochgelobt. Die neue Bundesregierung will 
Forschungsinfrastrukturen fördern, in denen Hoch-
schulen und Unternehmen noch enger kooperieren. 
Parallel dazu wird Forschungsförderung zunehmend 
intransparent und seit 2010 betrifft das, mit beson-
derer politischer Brisanz, auch die Verwendung der 
Forschungs(steuer)gelder, die das BMVg verteilt: Die 
Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion Die Linke zu BMVg-geförderten Projekten 
stellte Details damals zum ersten Mal unter Geheim-
schutz.

Streit um Zivilklauseln
Dagegen gibt es an inzwischen über einem Dutzend 
Hochschulen Zivilklauseln. Das sind freiwillige Selbst-
verpflichtungen zu ausschließlich ziviler und friedlicher 

Lehre und Forschung. Dieser augenscheinlichen 
Selbstverständlichkeit für öffentliche Einrichtungen, 
die junge Menschen für selbstbestimmte gesellschaft-
liche Aktivität bilden und an der nachhaltigen Lösung 
globaler Probleme forschen sollen, wird sich aber 
gern verweigert. Die gängigen Argumente gegen Zi-
vilklauseln lauten „Grundlagenforschung“, „Dual Use“ 
(gleichermaßen zivile wie militärische Nutzbarkeit von 
Forschungsergebnissen) und „Artikel 5 GG – Freiheit 
der Wissenschaft“. Sie gehen natürlich nicht darauf 
ein, dass man sich auch bei Grundlagenforschung 
genau den Geldgeber ansehen muss (handelt es sich 
etwa um das BMVg?), dass die Möglichkeit des Dual 
Use bei vielen Entwicklungen gleich mitgeplant wird 
und dass Wissenschaft im Auftrag des Militärs keines-
wegs frei ist. Sie lassen ganz außer Acht, dass auch 
geisteswissenschaftliche Forschung kriegsunterstüt-
zende Forschung sein kann und dass eine Hochschule 
gesellschaftliche Verantwortung trägt – mit diesen 
Argumenten streiten zurzeit (Februar 2014) Professor/
innen der Pädagogischen Hochschule Weingarten für 
eine Zivilklausel. Und: Nachdem sich seit einigen Jah-
ren die Zivilklauselbewegung vernetzt, formieren sich 
nun auch die Gegner. Akademische Spezialisten für 
Sicherheitspolitik bezichtigen die Zivilklauselaktivist/
innen, Anhänger/innen missliebiger politischer Rich-
tungen zu sein. Existierende Zivilklauseln werden zu 
reinen Diskussionsangeboten umgedeutet oder gleich 
ganz gebrochen, da Kontrollmechanismen fehlen. 
Daran muss bei der Arbeit für die Implementierung 
weiterer Zivilklauseln gedacht werden.
Unter den Reden und Stellungnahmen dieses Jahres 
waren auch schon solche, die Parallelen zwischen 
der Situation 1914 und der 2014 zogen: europäische 
Machtansprüche, Pläne zur ethnischen Desintegration 
von Staaten, koloniale Ambitionen, Militarisierung der 
Gesellschaft. Wie weit man dem im Einzelnen folgen 
will, mag offen bleiben. Für uns ist es wichtig, unsere 
Vorstellungen von der gesellschaftlichen Verantwor-
tung der Wissenschaft durchzusetzen. Das bedeutet 
auch, die Zivilklauselbewegung zu unterstützen. Die 
GEW hat gute Positionen dazu: Der Gewerkschaftstag 
2013 beschloss den Antrag für Zivilklauseln in allen 
Grundordnungen und Landeshochschulgesetzen und 
unterstützte die Unterschriftenkampagne „Lernen für 
den Frieden“. Jeder Kollege und jede Kollegin kann 
dafür vor Ort viel tun. Gesamtgewerkschaftlich, auch 
gewerkschaftsübergreifend, sollten wir auch in diesem 
Jahr die Verbindung mit den Aktiven gegen die Bun-
deswehr an Schulen und mit der neu entstehenden 
Bewegung für Rüstungskonversion suchen und weiter 
ausbauen.

Cornelia Mannewitz  
engagiert sich in der GEW  
und in der Deutschen  
Friedensgesellschaft-Vereinigte  
KriegsdienstgegnerInnen.

Weiterführende Links:
Beschlüsse des Gewerkschaftstages 2013  
(zu Zivilklauseln Beschluss auf Basis des Antrags 
3.46, zu „Lernen für den Frieden“ Beschluss 
Drucksache 183): www.gew-gewerkschaftstag.
de/Beschluesse_7.html 
Initiative „Hochschulen für den Frieden – Ja zur 
Zivilklausel“: www.zivilklausel.de 
Unterschriftenkampagne „Lernen für den  
Frieden“: www.lernenfuerdenfrieden.de
Konferenz „100 Jahre Erster Weltkrieg – Wissen-
schaft zwischen Krieg und Frieden“ vom 16. bis 
18. Mai 2014 in Potsdam: www.natwiss.de 
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// Gehören Vertreterinnen und Vertreter der 
Bundeswehr an öffentliche (Hoch-)Schulen? 
Diese Frage beschäftigt uns seit Jahren. Die 
GEW hat immer gegen Militärwerbung und für 
Zivilklauseln Position bezogen. Dies nahm nun 
ein Soldat in DIE ZEIT zum Anlass einer Pole­
mik gegen die GEW. Die Erwiderung von 
Marlis Tepe, Vorsitzende der GEW, erschien 
am 5. Dezember 2013 in der 50. Ausgabe der 
ZEIT. Wir fanden sie so gut und wichtig, dass 
wir sie in gekürzter Form noch einmal abdru­
cken. //

(...) Fehlenden Respekt vor deutschen Soldatinnen und 
Soldaten beklagt Dominik Wullers in seinem Beitrag 
Was glaubt ihr eigentlich, wer wir sind? vor zwei Wo-
chen an dieser Stelle (ZEIT Nr. 48/13). Als besonders 
respektlos empfindet der Soldat die „platte Anti-
Bundeswehr-Haltung an Schulen“, die er maßgeblich 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
zuschreibt. Die GEW verbreite die Ansicht, die Bundes-
wehr „sei faschistisch, rassistisch, kriegsverherrlichend 
(...) und versuche die Jugend für das Mörderhandwerk 
zu gewinnen“. Eine Unterstellung, die mich verwun-
dert hat – entbehrt sie doch jeder Grundlage.
Schon seit vielen Jahren werden Jugendoffizierinnen 
und Jugendoffiziere in Schulen eingeladen. Wir haben 
das akzeptiert. Spätestens mit der Abschaffung der 
Wehrpflicht haben sich die Motive der Bundeswehr 

für ihr Engagement an Schulen jedoch geändert. Die 
Bundeswehr muss ihren Nachwuchs heute rekrutieren. 
Deswegen hat sie die Anzahl der Jugendoffizierinnen 
und Jugendoffiziere ebenso erhöht wie die der Schul-
besuche. Dass dieses Engagement ausschließlich der 
Wissensvermittlung dient, wie immer behauptet wird, 
erleben wir Lehrerinnen und Lehrer anders. Nehmen 
wir als Beispiel das von der Bundeswehr geplante 
Informationspaket für Schüler und Lehrer zur Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland: Das Unterrichtsmaterial wird aus dem 
Werbeetat der Streitkräfte finanziert. Da verwundert 
es nicht, dass hinter sachlichen Informationen oft un-
kritische Botschaften stecken. Sie sollen suggerieren: 
Ganz ohne militärische Einsätze geht es nicht.
Das Arbeitsblatt Wann ist Krieg erlaubt? aus der Serie 
Frieden und Sicherheit zum Beispiel beschäftigt sich 
mit vielen Argumenten für den Krieg. Gewichtige Ar-
gumente gegen ihn werden nicht genannt. An anderen 
Stellen wird die Bundeswehr sogar zum Abenteuer
spielplatz verklärt: Mit ihren „Adventure-Camps“ 
warben die Gebirgsjägerinnen und Gebirgsjäger der 
Bundeswehr 2012 in der Jugendzeitschrift Bravo: 
„Action, Adrenalin, Abenteuer! Die Herausforderung 
deines Lebens wartet auf dich!“ Viel zu wenig wird den 
Heranwachsenden hingegen vermittelt, wie fragwür-
dig viele Militäreinsätze sind und dass Soldatin und 
Soldat ein Beruf ist, in dem man traumatisiert, verletzt 
und sogar getötet werden kann und unter Umständen 
selbst töten muss. (...)
Die Bundeswehr ist von einer Verteidigungs- zu einer 
Interventionsarmee geworden, ohne dass dies in der 
Öffentlichkeit nennenswert diskutiert worden wäre. So 
gehört die Sicherung des ungehinderten Welthandels 
und des freien Zugangs zu natürlichen Ressourcen seit 
dem Jahr 2011 zu den Aufgaben der Bundeswehr –  
ein Paradigmenwechsel in der deutschen Außen- und 
Sicherheitspolitik, der viele Bürgerinnen und Bürger 
mit Unbehagen erfüllt. Das Engagement der Bundes-
wehr in den Schulen zielt auch darauf ab, für diese 
neue Verteidigungsdoktrin Akzeptanz zu schaffen.
Bei kritischen Fragen zu den ethischen Dimensionen 
ihres Berufs oder politischen und moralischen Bewer-
tungen verweisen Jugendoffizierinnen und Jugendoffi-

ziere (...) gerne auf die parlamentarischen Entschei-
dungsträgerinnen und Entscheidungsträger und ziehen 
sich selbst auf die Rolle eines Exekutivorgans zurück. 
(...) Die Konsequenz des Selbstverständnisses der Bun-
deswehr als Parlamentsarmee kann daher nur sein, 
auf einen eigenständigen Beitrag in der politischen 
Bildung zu verzichten und der Politik die Erklärung zu 
überlassen (...).
Die Bundeswehr ist keine Bildungseinrichtung. Den Bil-
dungsauftrag haben die Schulen und ihre Lehrerinnen 
und Lehrer – sie sind die Fachleute. Dabei lautet der 
vom Gesetzgeber vorgesehene Auftrag, Schülerinnen 
und Schüler zu demokratischem Handeln, Kritikfähig-
keit, Gewaltfreiheit und Toleranz zu erziehen. Ob und 
inwieweit Soldatinnen und Soldaten Eingang in Schule 
und Unterricht finden, sollten wir Lehrkräfte entschei-
den dürfen. Das dürfen wir jedoch meist nicht: Die von 
vielen Landesregierungen beschlossenen Kooperati-
onsabkommen räumen der Bundeswehr weitreichen-
de Möglichkeiten bei der Gestaltung des Politikunter-
richts sowie in der Lehreraus- und -fortbildung ein. (...)
Union und SPD haben in ihrem Koalitionsvertrag ge-
rade erneut bekräftigt: „Der Zugang der Bundeswehr 
zu Schulen, Hochschulen, Ausbildungsmessen und 
ähnlichen Foren ist für uns selbstverständlich.“ Wir 
wehren uns gegen einen solchen selbstverständlichen 
und damit bevorzugten Zugang der Bundeswehr (...).
Von einem Hausverbot kann also keine Rede sein. 
Vielmehr begrüßt die GEW eine intensive Diskussi-
on über die Rolle der Bundeswehr und Fragen der 
Friedens- und Sicherheitspolitik (...). Wir alle sollten 
das Jahr 2014 – in Erinnerung an den Beginn des 
Ersten Weltkrieges vor 100 Jahren und den Beginn des 
Zweiten Weltkrieges vor 75 Jahren – dazu nutzen, über 
(...) eine zivile und nachhaltige Sicherheitspolitik ins 
Gespräch zu kommen. Vielleicht kann diese Debatte ja 
dazu beitragen, dass wir dies gemeinsam neu tun.

Marlis Tepe ist Vorsitzende der GEW.

Mehr informationen über Aktivitäten  
in diesem Bereich findet ihr unter  
http://gew.de/Bundeswehr.html

Ihr seid nicht  
die Schule der Nation

MÜSSEN DRAUSSEN BLEIBEN

Eine Ini�a�ve der

Marlis Tepe 
Vorsitzende der GEW
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Dr. Andreas Keller,  
stellvertretender  
Vorsitzender der GEW
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Politikunterricht findet  
auf der Straße statt! 
// In Hamburg geht es politisch derzeit hoch 
her. Neben den Protesten gegen den „Mieten­
wahnsinn“, für den Erhalt der Roten Flora und 
gegen eine von der SPD und der Polizei insze­
nierte Kriminalisierung der Proteste geht es 
auch um den Bleiberechtskampf der Gruppe 
Lampedusa in Hamburg, der als symbolisch für 
die verfehlte Migrationspolitik des Hamburger 
Senats und der BRD gelesen werden kann. //

Sie haben bereits Stationen der Ablehnung hinter sich: 
Teilweise schon nach Libyen geflohen waren die Be-
troffenen 2011 aufgrund des Bürgerkriegs gezwungen, 
das Land zu verlassen und kamen nach Europa, wo sie 
die italienschen Behörden mit 500 Euro und einem 
Visum für den Schengenraum ausstatteten und sie 
weiterschickten. Seit März 2013 befinden sich die 
Geflüchteten der Gruppe Lampedusa in Hamburg in 
der Stadt und fordern ein dauerhaftes Bleiberecht für 
die gesamte Gruppe.
Trotz der ständigen Gesprächsangebote und diversen 
Protestaktionen der Gruppe und ihrer Unterstützer/
innen weicht der Hamburger SPD-Senat nicht von sei-
ner harten Linie ab, sondern reagiert stattdessen mit 
rassistischen Polizeikontrollen und rechtfertigt seine 
Politik mit der herrschenden Gesetzeslage.

Schüler/innen rufen zum Protest 
Der Kreis der Unterstützer/innen wächst dafür stetig. 
Zeitweise täglich demonstrieren Menschen auf vielfäl-
tige Weise ihre Solidarität und zeigen dem Hamburger 

Senat, was sie von seiner Politik halten. Hierbei müs-
sen sie sich immer wieder mit der Polizei auseinander-
setzen, denn Innensenator Neumann sieht in Hamburg 
„kein konkretes politisches Problem“ und setzt lieber 
auf Repression und kriminalisiert die Proteste. Neben 
Kirchen, Sportverbänden, Gewerkschaften, sozialen 
Einrichtungen, politischen Gruppen etc. haben sich 
auch Hamburger Schüler/innen zusammengeschlossen 
und am 12. Dezember 2013 einen Schulstreik organi-
siert. Schüler/innen aus über 40 Schulen beteiligten 
sich an dem Streik – und dies trotz der Drohung der 
Schulbehörde: „Wer fehlt, wird ins Klassenbuch ein-
getragen und braucht eine Entschuldigung der Eltern“ 
ließ diese gegenüber dem NDR verkünden. Unterstützt 
wurden die Schüler/innen hingegen von der GEW, die 
den Schulstreik „als praktischen Politikunterricht“ 
empfahl. 

3.500 empören sich 
Bereits Wochen vorher traf sich die offene Vorberei-
tungsgruppe regelmäßig im Centro Sociale, um den 
Streik und die geplante Demo zu organisieren. Am  
12. Dezember um 10 Uhr versammelten sich schließ-
lich um die 3500 Menschen am Hamburger Haupt-
bahnhof um lautstark und entschlossen durch die 
Mönckebergstraße, vorbei an der Ausländerbehörde 
bis zur SPD-Parteizentrale zu ziehen. In Redebeiträgen 
wurde auf die Situation der Geflüchteten aufmerksam 
gemacht, auf den §23 verwiesen, der ein Bleiberecht 
für politische Gruppen ohne Einzelfallprüfung ent-
gegen der Behauptung der SPD möglich macht, und 

Foto: Daniel Müller

wurden Forderungen an den Senat formuliert. Unter 
Parolen wie „Kein Mensch ist illegal“, „Say it loud, say 
it clear, refugees are welcome here” und „Ganz Ham-
burg hasst die SPD“ kam die Demonstration schließlich 
vor deren Parteizentrale an, wo sich jedoch außer ein 
paar feixender Jusos niemand der Partei blicken ließ. 
Den Abschluss fand die Demo schließlich vor dem 
DGB-Haus, wo noch einmal öffentlich zum Nachberei-
tungstreffen eingeladen wurde. 

Von wegen unpolitisch 
Die beharrlich als unpolitisch kritisierte Jugend ist – im 
Gegensatz zu Herrn Neumann – eben doch in der Lage, 
politische Konflikte zu erkennen und in diese einzu-
greifen. Eine Unterstützung seitens der Behörde wäre 
wünschenswert gewesen, auf diese zu hoffen scheint 
aber aktuell wohl eher unrealistisch. Umso wichtiger 
ist jedoch ein entsprechendes Handeln der Pädagog/
innen: Um die bestehenden Zustände zu hinterfra-
gen, ist ein Wissen über gesellschaftliche Verhältnisse 
sowie Raum und Zeit für die Auseinandersetzung mit 
diesen notwendig. Gesellschaftsutopien können nicht 
gelehrt werden, sondern es können nur begünsti-
gende Möglichkeiten geschaffen werden. Pädagogik 
ist immer auch politisch und wenn sie demokratisch 
sein will, sollte sie Freiraum für die Entfaltung eigener 
Widerständigkeit lassen! 

Ronja Heinelt ist bei den GEW Studis Hamburg aktiv. 
Weitere Infos: www.lampedusa-in-hamburg.org

Euphorie kam nicht auf, als CDU, CSU und SPD Ende 
2013 ihren Koalitionsvertrag zur Bildung der neuen 
Bundesregierung unterzeichneten. Doch in einer Hin-
sicht keimte Hoffnung auf: Die drei Parteien verfügen 
über die für eine Grundgesetzänderung notwendige 
Zweidrittelmehrheit im Bundestag. Und – darüber 
waren sich im Vorfeld der Wahl Bildungs- und Wissen-
schaftsorganisationen, Gewerkschaften und Arbeitge-

berinnen und Arbeitgeber einig – ohne die Aufhebung 
der Kooperationsverbots im Grundgesetz lässt sich 
die in Deutschland überfällige Bildungsreform nicht 
verwirklichen. Doch nicht einmal diese Chance haben 
Union und SPD ergriffen.
„Große Koalition schreibt bildung klein“ – auf diesen 
Nenner lassen sich die bildungspolitischen Ergebnisse 
der Koalitionsverhandlungen bringen. Aufhebung 
oder wenigstens Lockerung des Kooperationsverbots? 
Pustekuchen – dem Bund ist weiterhin verfassungs-
rechtlich untersagt, die Schulen und Hochschulen mit 
zu finanzieren: Ländersache! Wiedereinführung der 
Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau? Fehlanzeige. 
Neue Milliarden für die Spitzenforschung? Hier zeigen 
sich Union und SPD weniger zugeknöpft. Egal, ob es 
um die Fortsetzung der umstrittenen Exzellenzinitia-
tive oder mehr Geld für Drittmittelforschung und die 
außeruniversitäre Forschung geht – da lässt sich die 

Große Koalition nicht lumpen.
Das Stichwort „BAföG“ wird man im Koalitionsvertrag 
indes vergeblich suchen. In allen Vorentwürfen war 
noch von einer „substanziellen“ BAföG-Erhöhung und 
„strukturellen“ Reform die Rede. In der letzten Ver-
handlungsnacht wurden alle Passagen ersatzlos gestri-
chen. Ein „Versehen“, wollen uns einige Politikerinnen 
und Politiker jetzt weismachen. Wenn es ein Versehen 
war, dann hat die neue Regierung jetzt die Chance, 
das Versehen zu heilen. Der soeben veröffentlichte 
BAföG-Bericht der Bundesregierung zeigt, dass immer 
weniger Studierende gefördert werden. Nur noch 18,7 
Prozent beziehen Ausbildungsförderung, im Durch-
schnitt gerade mal 448 €. Die GEW hat daher eine 
schnelle BAföG-Erhöhung um mindestens 10% und 
strukturelle Verbesserungen gefordert: reibungslose 
Förderung beim Übergang zum Master, Zuschuss statt 
Darlehen, regelmäßige Anpassung von Freibeträgen 
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und Fördersätzen. Zumindest einen Lichtblick enthält 
der neue Koalitionsvertrag: Die Regierungsparteien 
kritisieren das Ausmaß befristeter Beschäftigung an 
Hochschulen und möchten sich für „planbare und 
verlässliche Karrierewege“ in der Wissenschaft einset-
zen. Ein wichtiges Signal aus Sicht der GEW, die sich 
seit 2010 in der Kampagne „Traumjob Wissenschaft“ 
für faire Beschäftigungsbedingungen an Hochschu-
len einsetzt. Denn wer hohe Qualität von Forschung 
und Lehre fordert, muss auch für die Kontinuität und 
Qualität wissenschaftlicher Arbeit sorgen. Bedeckt hält 
sich die Koalition aber auch hier bei der Frage, wie die 
Verbesserungen erreicht werden sollen.
Die GEW hat nicht nur dafür gute Ideen, sie wird auch 
bei den Themen BAföG, Bildungsfinanzierung und  
Kooperationsverbot weiter für Druck sorgen. Dass eine 
Große Koalition Bildung klein schreibt, das geht gar 
nicht. Wir werden die Regierung notfalls zum Jagen 
tragen.

Andreas Keller ist stellvertretender  
Vorsitzender der GEW.

Gastbeitrag des Studierendenmagazins critica

7read.me – Zeitung für Studierende
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Die Kritische Wissenschaft  
ist in Rente
// Viele Universitäten galten einst als Hort 
kritischen Denkens. Heutzutage muss sich 
kritische Wissenschaft zunehmend gegenüber 
vermeintlichen Sachzwängen rechtfertigen. 
Jakob Migenda beschreibt in seinem Kommen­
tar diesen Wandel. //

Vor etwas mehr als zwei Jahren begann ich am Otto-
Suhr-Institut (OSI) für Politikwissenschaft an der Freien 
Universität Berlin zu studieren. Bevor ich dorthin kam, 
hatte der Name für mich einen süßen kritisch-subver-
siven Klang. Beim OSI denken viele auch heute noch an 
die Vielzahl linker ProfessorInnen von A wie Agnoli und 
Altvater bis Z wie Zeuner. Sie haben einst in den 70er 
und 80er Jahren den Ruf des Institutes als einen Hort 
linker Politikwissenschaft geprägt.
Vielleicht etwas kleiner, aber doch ähnlich war es 
auch an vielen westdeutschen Universitäten. Die 
Bildungsexpansion der sozialliberalen Bundesre-
gierung reagierte auf den gestiegenen Bedarf gut 
ausgebildeter Arbeitskräfte. Die Studierendenzahlen 
explodierten förmlich. Erstmals war die Universität 
kein Ort mehr, an dem fast nur Kinder der Oberklasse 
lernten.

Kritische Selbstbildung
Zugleich waren auch die Nachwirkungen von 1968 
spürbar. Manche, die sich in der Studierendenbewe-
gung und dem alten SDS engagiert hatten, konnten 
nun AssistentInnenstellen und später Professuren 
übernehmen. Das ging natürlich nur in einem gesell-
schaftlichen Klima, das offen für linke und kritische 
Ideen war. Dieses Klima entstand vor allem durch den 
Protest an den Unis und auf der Straße, durch selbst 
organisierte Seminare und Abendschulen. Doch auch 
in Teilen der SPD gab es offene Sympathien für bil-
dungsreformerische Ideen. In diesem Zusammenhang 
entstanden auch Reformhochschulen wie die Gesamt-
hochschule Kassel oder die Universität Bremen.
Die Bremer Universität galt jahrzehntelang gar als 
„rote Kaderschmiede“. Es wurde nicht nur marxis-
tische Wissenschaft und Lehre betrieben – alleine 
ein paar Marx-Zitate machen schließlich noch nichts 

kritisch. Auch die Studienorganisation wurde nach 
dem sogenannten „Bremer Modell“ deutlich emanzi-
patorischer organisiert: Das Studium war interdiszip-
linär ausgerichtet, es gab viele fächerübergreifende 
Seminare. Die Studierenden sollten die Methoden und 
das Wissen verschiedener Fachrichtungen lernen, um 
selbst damit arbeiten zu können. Ihr Hauptstudium ab-
solvierten sie zu einem großen Teil mit einer eigenen 
Projektarbeit. In diesem System wurde die kritische 
Selbstbildung der Menschen als ein emanzipatorischer 
Wert für sich anerkannt und das Studium diente nicht 
alleine der Ausbildung einer möglichst gut verwertba-
ren Arbeitskraft.

Anpassung an Sachzwänge
Doch das Bremer Modell wurde zunehmend aus-
gehöhlt. Die Wirtschaft wollte lieber Menschen mit 
sofortiger „Employability“, die nicht zu kritisch denken. 
So entstand über die Vergabe von Drittmitteln nicht 
nur eine Abhängigkeit von externen GeldgeberInnen, 
sondern auch die Lehre veränderte sich. Für kritische 
Lehre war in der Folge weniger Platz. 
Nach ähnlichem Muster funktionieren auch die „Ex-
zellenzinitiative“ oder Rankings, die die Universitäten 
dazu drängen sich selbst zur Marke zu machen und in 
einen Wettbewerb um Studierende und vor allem um 
Fördermittel gegeneinander zu treten. Durch Abhän-
gigkeit von auswärtigen Geldern muss sich Forschung 
und Lehre nach diesen externen Bedürfnissen rich-
ten. Für kritische Inhalte ist da oft kein Platz mehr – 
stattdessen aber für militärisch nutzbare Forschung. 
So geschieht es auch an der Uni Potsdam, welche 
Gelder vom U.S.-amerikanischen und deutschen 
Militär bezieht. Spätestens 1996 begann die förmli-
che Zusammenarbeit zwischen Bundeswehr und der 
Hochschule mit der Einrichtung einer Stiftungspro-
fessur für Militärgeschichte. Seit 2007 gibt es den 
zur Hälfte durch die Armee getragenen Studiengang 
„Military Studies“. Und auch in anderen Studiengän-
gen wie Zeitgeschichte werden fleißig Seminare von 
Offizieren gegeben. Dagegen regt sich auch an  
der Havel Widerstand in Form einer Zivilklauselini
tiative.

Ost-West-Unterschiede
Der Potsdamer Fall zeigt, dass es kritische Lehre und 
Forschung in Ostdeutschland noch schwieriger hat 
als im Westen. Zwar wurde in der DDR  versucht das 
Bildungsprivileg der Oberklasse zu brechen, doch eine 
wirklich kritische Kultur konnte sich auch dort nicht 
herausbilden. Auch der Aufbruch von 1989 konnte 
wenig kritische Geister in die Institute spülen. Statt-
dessen wurden die meisten Professuren – wie fast alle 
Eliten  – nun durch unkritische Westdeutsche aus der 
zweiten und dritten Reihe ersetzt. Dadurch gibt es – 
von wenigen Ausnahmen, wie der Jenaer Soziologie 
abgesehen – kaum kritische Lehre an den Hochschulen 
Ostdeutschlands.
Auch bei mir am OSI ist die kritische Zeit schon länger 
vorbei. Die bekannten alten Profs sind fast alle eme-
ritiert. Der letzte explizit linke, der Ideengeschichtler 
Klaus Roth, wird in ein paar Jahren in Rente gehen. 
Stattdessen prägen heute die Internationalen Bezie-
hungen das Institut. Das Geld dafür kommt vor allem 
aus dem von der DFG finanzierten „Sonderforschungs-
bereich 700 – Governance in Räumen begrenzter 
Staatlichkeit: Neue Formen des Regierens?“. Dieser 
forscht unter anderem im Auftrag der Bundeswehr in 
Afghanistan.

Jakob Migenda  
schreibt für die critica, das Magazin von DIE LINKE.SDS.

Große Koalition schreibt bildung klein

Sigmar Gabriel (SPD), Angela Merkel (CDU) und Horst Seehofer (CSU) sind sichtlich zufrieden mit ihrem  
Koalitionsvertrag. Wir sind es nicht.
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Kontakt zu den GEW-Studis in Deinem Bundesland
Baden-Württemberg
lass@gew-bw.de

Bayern
lass.bayern@googlemail.com

Berlin
lass@gew-berlin.de

Brandenburg
lass@studiberatung-potsdam.de

Bremen
gewstudishb.blogspot.de

Hamburg
studis@gew-hamburg.de

Hessen
studierende@gew-hessen.de

Mecklenburg-Vorpommern
(über den Landesvorstand)
landesverband@mvp.gew.de

Niedersachsen
lass@gew-nds.de

Nordrhein-Westfalen
lass.nrw@gmx.de

Rheinland-Pfalz
lass@gew-rlp.de

Saarland
jungegew@gew-saarland.de

Sachsen
kontakt@lass-sachsen.de

Sachsen-Anhalt
lass@gew-lsa.de

Schleswig-Holstein
lass_sh@yahoo.de

Thüringen
lass@gew-thueringen.de

Exzellent beschäftigt im 
Projekt prekär? 
// Mit der Situation studentischer Beschäftig­
ter als „Hilfskräfte“ an der Hochschule be
fassten sich rund 20 Aktive aus Studierenden­
vertretungen, gewerkschaftlichen Hochschul- 
gruppen und Hilfskraftinitiativen bei einem 
GEW-Studierendenseminar, das vom 24. – 25. 
Januar in Steinbach bei Frankfurt am Main mit 
Unterstützung des Bildung- und Förderungs­
werkes der GEW durchgeführt wurde. //

Unter der Fragestellung „Exzellent beschäftigt im Pro-
jekt prekär?“ wurde ein erhebliches Auseinanderklaf-
fen zwischen Arbeitsrechten und Arbeitsrealität fest-
gestellt. Auch die – Berlin ausgenommen – fehlende 
tarifvertragliche Absicherung der Arbeitsverhältnisse 
wurde bemängelt und die Bezahlungsvereinbarungen 
der übrigen Länder als organisierte Willkürherrschaft 
zur Kenntnis genommen. Faktisch verabschieden die 
übrigen Länder Höchstrichtlinien für die Entlohnung, 
von denen seitens der Hochschulen ohne Begrün-
dung nach unten abgewichen werden kann und wird 
– und dies bisweilen auch noch unter einen politisch 
diskutierten Mindestlohn. Wie eine Arbeitsgruppe aus 
dem Seminar feststellte, ist aktuell Vorsicht geboten: 
so wurden zuletzt Rufe laut, die eine Reihe Gruppen 
vom  Mindestlohn ausnehmen wollten und sich hier 
u. a. auch auf Studierende bezogen. Wer aber über 
einen Mindestlohn redet und zugleich jene explizit 
ausnehmen will, die noch jung oder schon alt sind, die 
nur kurzfristig einen Job haben oder schwerer einen 
finden, der tut damit nichts anderes als solche Grup-
pen vom Mindestlohn auszunehmen, denen schlechte 
Löhne gezahlt werden. Es handelt sich also um einen 
offen angekündigten politischen Etikettenschwindel.

Ambivalente Gemengelage
Was die Mobilisierungsmöglichkeit betrifft, stellt sich 
die Lage für Initiativen und Gewerkschaftsgruppen 
nicht immer ganz einfach dar. Obwohl die studenti-
schen Beschäftigten nämlich wenig Rechte haben, 
schlecht abgesichert und nicht immer gut bezahlt sind, 
scheint eine Vielzahl mit ihrer Tätigkeit dennoch recht 
zufrieden. Was hat es damit auf sich, ist diese Gruppe 
tatsächlich „rechtlos glücklich“, falsch informiert  
oder gar verblendet? Die gemeinsame Diskussion be-
förderte eine ambivalente Gemengelage zu Tage. 
Sie verwies zum einen darauf, dass Hilfskrafttätig-
keiten für viele Studierende ihr erstes institutionell 
angebundenes Beschäftigungsverhältnis bedeuten. 
Am Wissen über Arbeitnehmerrechte mangelt es da 
oftmals noch ganz grundsätzlich und das Interesse der 
Hochschule, die Leute darüber zu informieren ist nicht 
eben groß. Sie hängt zweitens aber auch mit Verspre-
chungen zusammen, die sich viele von ihrer Tätigkeit 

und deren Rolle in Bezug auf spätere Karrierepers-
pektiven machen. Allgemein sind die Berufswege in 
der Hochschule bekanntlich keineswegs abgesichert, 
sondern durchweg prekär und zugleich in sehr hie-
rarchische Abhängigkeitsstrukturen eingebunden. 
Wie die Einzelnen mit dieser Unsicherheit umgehen, 
welche „Chancen“ sie zu nutzen suchen, um darin er-
folgreich zu sein, war eine nicht unwichtige Frage. Von 
ihrer Klärung hängt es ab, ob ein konkretes politisches 
Bewusstsein geschaffen werden kann. Ein Bewusstsein 
darüber, wie sich die Subjekte selbst in Herrschaftsver-
hältnisse verstricken aber auch wo es Möglichkeiten 
gibt, dass sie sich zu diesen Verhältnissen verhalten 
können. 

Chancen früher Intervention 
Mit klassischer Gewerkschaftspolitik, die als bloße 
Stellvertreterin für die Verhandlung nurmehr schlech-
ter Tarife zuständig ist oder die allein das Gute an 
der Bildung predigt, wird man die fremdbestimmten 
Selbstbestimmungen aktueller Herrschaftsverhältnisse 
ebenso wenig analytisch begreifen können, wie man 
ihnen damit politisch etwas entgegensetzen kann. Eine 
Erneuerung gewerkschaftlicher Politik könnte dagegen 
genau jene Bereiche in den Blick nehmen, in denen für 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse sozialisiert wird. In 
dem sie dies tut, könnte sie nicht nur die Ausweitung 
sozialer Unsicherheiten eindämmen, sie könnte auch 
zu ganz neuen Politisierungsbewegungen führen. Eine 
andere Option als die bestehenden Verhältnisse in 
ihren Widersprüchlichkeiten über sich selbst hinaus-
zutreiben gibt es zwar auch in diesem Fall nicht – dies 
aber immerhin ist doch schon eine ganze Menge.

Sven Lehmann ist Sprecher des Bundesausschusses  
der Studentinnen und Studenten in der GEW.

„Wer ist der BASS?“

Der Bundesausschuss der Studentinnen und 
Studenten in der GEW (BASS) ist das bundes-
weite Sprachrohr der GEW-Studis und vertritt 
sie nach außen sowie innerhalb der GEW. Der 
BASS gestaltet die Studierendenzeitung read.me 
mit und vernetzt die Arbeit der GEW-Studis der 
Bundesländer.�  www.gew-studierende.de
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Ein Kommentar zum GEW-Studierendenseminar


